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Nun sind es gemeinsame 
Traditionen geworden
Der Aufbau der Pädagogischen Hochschule in Magdeburg

Vor vierzig Jahren, 1953, im glei­
chen Jahr, als mit der Gründung der 
Hochschule für Schwermaschinen­
bau der Grundstein für die heutige 
Technische Universität „Otto von 
Guericke“ gelegt wurde, vereinigten 
sich die Ausbildungsstätten für Un­
terstufenausbildung in der Stadt 
Magdeburg, die nach dem Krieg zur 
Neulehrerausbildung entstanden wa­
ren, zum Institut für Lehrerbildung. 
Am neugeschaffenen Institut erfolgte 
die Unterstufenlehrerausbildung 
zunächst in zwei Formen, einem 
zweijährigen Studium für Werktätige 
und einer vierjährigen Ausbildung 
für Absolventen der 8. Klasse. Nach­
dem in den folgenden Jahren Absol­
venten der 10. Klasse an das Institut 
kamen, reduzierte sich das Studium 
auf drei Jahre. Zugleich erhöhte sich 
mit der Durchsetzung der zehnklassi- 
gen Schulbildung der Bedarf an 
Fachlehrern für die Oberstufe. Das 
Magdeburger Institut wurde darum 
beauftragt, in Form eines kombinier­
ten Studiums (zwei Jahre Direkt- und 
drei Jahre Fernstudium) Fachlehrer 
in den Fächern Deutsch, Geschichte, 
Mathematik, Physik, Körpererzie­
hung, Biologie und Grundlagen der 
industriellen Produktion auszubil­
den.

Im September 19.62, ein Jahr nach­
dem die Technische Hochschule ihren

neuen Status und den Namen „Otto 
von Guericke“ erhalten hatte, erfolg­
te die Umwandlung des Instituts für 
Lehrerbildung in das Pädagogische 
Institut Magdeburg, das seinen Sitz 
zunächst in der Hegelstraße 5 hatte. 
Erstmals begannen Abiturienten nun 
ein vierjähriges Direktstudium in den 
Fächern Deutsch, Geschichte, Kör­
pererziehung, Mathematik, Physik 
oder Polytechnik. Die Ausbildung 
von Unterstufenlehrem lief ebenso 
aus wie das kombinierte Studium. 
Den 761 Direkt- und 353 Fernstuden­
ten standen damals 80 Lehrkräfte zur 
Seite. Von letzteren verfügte noch 
keiner über eine Promotion, 14 Mit­
arbeiter hatten noch nicht einmal ei­
nen vollen Hochschulabschluß. Die 
Qualifizierung der Mitarbeiter war 
daher neben der Lehre eine Haupt­
aufgabe des Pädagogischen Instituts 
in den ersten Jahren seines Beste­
hens.

Als die Konsolidierungsphase 1965 
abgeschlossen war, wurde eine ein­
schneidende Umprofilierung wirk­
sam, die langfristig einen erheblichen 
Rückgang der Studentenzahlen mit 
sich brachte. Die naturwissenschaft­
liche Ausbildung, d. h. die der Mathe­
matik- und Physiklehrer wurde am 1. 
September 1965 der Technischen 
Universität Magdeburg übertragen, 
um die dort vorhandene technische

Ausstattung besser nutzen zu kön­
nen. Ein Jahr später wurde die Aus­
bildung im Fach Polytechnik den 
Pädagogischen Instituten Halle und 
Erfurt übergeben. Den Abschluß der 
Umprofilierung bildete der Aufbau 
eines Lehrstuhls Russisch, der am 1. 
September 1967 die ersten 50 Stu­
denten immatrikulierte. Das Pädago­
gische Institut erhielt im gleichen 
Jahr neue Räume in der Brandenbur­
gerstraße 9. Von den inzwischen 85 
Mitarbeitern waren zwei habilitiert 
und weitere 19 promoviert. Damit 
hatten ein Viertel der Mitarbeiter die 
in der Hochschulausbildung üblichen 
akademischen Grade. Bis zum Sep­
tember 1972 als das Pädagogische In­
stitut den Status einer Pädagogi­

schen Hochschule erhielt, wurden an 
der Einrichtung 5 725 Lehrer im 
Direkt- und Fernstudium ausgebil­
det, davon 4 090 Unterstufenlehrer 
und 1 635 Lehrer für die Oberstufe.

21 Jahre später vereinigten sich am 
1. April 1993 die Technische Univer­
sität und die Pädagogische Hoch­
schule Magdeburg. Mit dem Zusam­
menschluß beider Hochschulen wer­
den die Erfahrungen der Lehreraus­
bildung in der neuen Fakultät für
Geistes-, Sozial- und Erziehungswis­
senschaften aufgegriffen und berei­
chern nun das Profil der größten
Magdeburger Bildungseinrichtung.
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Christiane Cuny aus Wernigerode wurde Landessiegerin im Bereich
Biologie. Foto: AVZJLange

Die Wissenschaftler von morgen
Es war der dritte Landeswettbe­

werb „Jugend forscht“, auf dem
sich die 55 Teilnehmer den Juroren 
Mitte März stellten. Sie kamen von 
Gymnasien, Berufsbildenden Schu­
len und der MLU Halle und hatten 
die Regionalausscheide in Halle 
und Magdeburg gewonnen. In den 
Fachgebieten Biologie, Chemie, 
Physik, Technik, Mathematik/In- 
formatik, Arbeitswelt und Geo- 
und Raumwissenschaften wurden 
die Landessieger ermittelt. „Das 
Maß war sehr hoch gesteckt“, 
schätzte Elke Fritzlar, Referentin 
für Begabtenförderung im Wissen- 
schaftsministerium ein, „Schließ­
lich müssen wir einen Titel vertei­
digen -  kam doch im vergangenen
Jahr ein Bundessieger aus Sachsen- 
Anhalt und vier Sonderpreise wur­
den gewonnen. Das machte die
Entscheidung schwierig, zumalvie­
le sehr gute Arbeiten vorgestellt 
wurden.“ Computergesteuerte 
Transportroboter, Möglichkeiten

zur Wärmedämmung, die Darstel­
lung akustischer Schwingungen 
und Wellen auf dem Computer, das 
Modell eines Windkraftwerkes, die
digitale Klangbearbeitung und vie­
les mehr verblüffte die zahlreichen 
Besucher der zweitägigen Ausstel­
lung im Senatssaal der TU. Der 
17jährige Gymnasiast Sebastian 
Henning aus Halle stellte ein Pro­
gramm zum Umwandeln gedruck­
ter Texte in Computertexte, um die­
se dann weiter zu bearbeiten, vor. 
Seine „Bequemlichkeit“ brachte 
ihn auf diese Idee. Um sein Ta­
schengeld aufzubessem, erfaßte er 
an der MLU Texte per Computer. 
Das war ihm zu aufwendig und so
entwickelte er ein Programm, das 
den Text von einem Blatt Papier auf 
den Computer bringen kann.

Die Projekte mußten schriftlich 
als eine Art Dokumentation einge­
reicht werden. Vor der Jury hatten 
die kleinen Forscher ihre Arbeiten 
nochmals zu verteidigen. I. E

Landtag beriet über Hochschulgesetz

Keine brauchbare Lösung für 
Professoren alten Rechts

Die Professoren bisherigen Rechts 
waren der Diskussionspunkt in der 
Landtagsdebatte um die beiden vorlie­
genden Entwürfe des Landeshoch­
schulgesetzes. Während ihnen der 
SPD-Entwurf die Funktion eines
Hochschuldozenten übertragen will, 
sieht der von der Regierung vorgelegte
Entwurf vor, daß sie auf Antrag durch 
eine Entscheidung des Senats als Hoch­
schuldozenten übernommen werden. 
Sollte dies nicht erfolgen, werden sie 
der Gruppe der wissenschaftlichen
Mitarbeiter zugeordnet. Beide Entwür­
fe bieten keine akzeptable Lösung an, 
da immer eine Zusammenlegung zwei­
er Statusgruppen vorgesehen ist, und 
der Verdrängungseffekt damit nicht 
ausgeschlossen wird. Dies jedoch for­
dert das Hochschulemeuerungsgesetz.

Wissenschaftsminister Prof. Rolf
Frick ging in seiner Rede ausführlich 
auf die Autonomie der Hochschulen 
ein. Er verglich sie mit einer kommuna­
len Gebietskörperschaft, die beispiels­
weise ihren Haushalt eigenverantwort­
lich verwalte. Die gesetzlichen Rah­
menbedingungen müßten so fixiert 
werden, daß so viel wie möglich an 
Freiraum bleibe, den die autonome
Hochschule ausfüllen soll. Bezüglich 
der Selbstverwaltung warnte CDU-
Fraktionsvorsitzender Christoph Berg- 
ner vor einer Globalisierung der Haus­
haltsmittel für die Hochschulen, da 
sich globale Mittel auch global kürzen 
ließen. Er zeigte sich sehr zufrieden mit 
dem Regierungsentwurf, besonders be­
grüßte er die Festlegungen zur Verkür­
zung der Studiendauer. Der Paragraph 
9, Abs. 3, legt fest: „Die Regelstudien­
zeit bis zum ersten berufsqualifizieren­

den Abschluß soll vier Jahre nur in be­
sonders begründeten Fällen über­
schreiten.“ Der Oppositionsentwurf 
der SPD sieht zur Einhaltung der Re­
gelstudienzeit vor, daß Studierende, die
vier Semester nach Ablauf ihrer Regel­
studienzeit die Abschlußprüfung nicht 
abgelegt haben, einen vom Fachbereich 
befürworteten Plan zur weiteren Ge­
staltung ihres Studiums bis zur Ab­
schlußprüfung vorlegen müssen. Soll­
ten sie den Plan nicht einhalten, gehen 
sie in den Status eines Gaststudenten 
über. Voraussetzung dafür sei, so Wolf­
gang Emst, der den Entwurf seiner 
Fraktion vorstellte, die Verpflichtung 
der Hochschule, die Regelstudienzeit 
einhaltbar zu machen.

Mit dem vorliegenden Regierungs­
entwurf sei keine Erneuerung der 
Hochschullandschaft zu erreichen, son­
dern nur eine Schadensbegrenzung, 
stellte Ute Scheffler vom Bündnis 
90/Grüne fest.

Dr. Petra Sitte von der Fraktion der 
PDS bemängelte die starke Verbindung
zwischen Hochschule und Ministerium 
im Regierungsentwurf. Eine Landes­
hochschulkonferenz sei gänzlich ver­
gessen worden. Der SPD-Entwurf, der 
ebenso wie der Regierungsentwurf auf 
der Basis des Hochschulemeuerungs- 
gesetztes erarbeitet wurde, könne in 
vielen Punkten mitgetragen werden.

Die beiden vorhegenden Entwürfe 
wurden in den Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft zur Überarbeitung 
verwiesen. Noch vor der Sommerpause 
soll das Gesetz erneut dem Parlament 
zur Beschlußfassung vorgelegt werden, 
da es laut Einigungsvertrag am 3. Okto­
ber 1993 in Kraft treten muß. Ines Perl
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